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I. Momentaufnahmen aus der ,Stunde Nuil" 

1) Am 17. März 1945 erreichten amerikanische Truppen bei Bad 
Kreuznach das Gebiet der ,,Evangelischen Landeskirche Nassau- 
Hessen", wie sie ab 1933 hieß. Bis Ende März war ihr gesamtes Terri- 
torium von den Amerikanern besetzt. Ihr DienstgeMude in Darmstadt 
war durch Luftangriff im September 1944 zerstört worden. Neben der 
notdürfüg in Groß-Zimmern aufgebauten Ausweichstelle Air Darmstadt 
stellte die Verwaltungsstelle des LandeWhenamtes in Wiesbaden 
(Emser Straße 3) die einzige fhktionsfähige Organisationseinheit dar. 
Das (ursprünglich ,,Landeskirchenkanzlei der Evangelischen Landes- 
kirche Nassau-Hessencc genannte) ,,Landeskirchenamt" unter Leitung 
von Prasident Paul Kipper bestand damals aus den Verwaltungsstellen 
Darmstadt (Leitung: OKR Dr. Horre) und Wiesbaden (Leitung: Prasi- 
dent Dr. Theinert). In Wiesbaden wurden seit Oktober 1944 auch die 
wenigen Sitzungen der Kirchenregierung abgehalten. 

2) Allerdings war schon im Sommer 1943 in einer Sitzung des Lan- 
desbruderrats, dem Leitungsorgan der Bekennenden Kirche Nassau- 
Hessen, vorgeschlagen worden, im Falle eines Zusammenbruchs der 
bisherigen Staats- und Kirchenorganisation eine Kirchenregierung zu 
bilden, der drei Vertreter der Bekennenden Kirche (BK) und drei ais 
tragbar angesehene Propste der bisherigen Kirchenleitung (die Pröpste 
Lic. Heinrich Peter, Karl Knodt [Gießen] und Dr. Friedrich Müller) 
angeh6ren sollten. Der 1934 von den Deutschen Christen zwangspen- 
sioniert. Prälat der fniheren Hessischen [= hessenhtadtischen] 
Kirche, Wilhelm Diehl, erklärte sich zur Mitarbeit bereit; er wollte aber 
nicht mehr an die Spitze der Landeskirche treten. 

3) Allerdings war man auf Seiten der BK nach dem erwähnten Luft- 
angriff auf Darmstadt irn September 1944, bei dem auch Prälat Wil- 
helm Diehl den Tod fand, im Landesbruderrat der BK (wohl vor allem 
auf Betreiben von Pfarrer Lic. Oäo Fricke, Frankfurt am Main) offen- 
bar der Meinung, da43 die Bekennende Kirche allein die Initiative er- 
greifen sollte. Für Wiesbaden zum Beispiel wurden die BK-Pfarrer 
Franz von Bernus, Wilhelm Hahn und Karl Veidt ,,mit der Aufgabe 
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betraut, die notwendigen Aktionen vorzunehmenbb. Für Darmstadt 
waren es die Pfarrer Karl Grein, Rudolf Goethe und Wilhelm Wein- 
berger, fiir Frankfurt am Main Lic. Otto Fricke und Kar1 Goebels. Man 
ging dabei von der Annahme aus, daß in der Stunde Null keine Verbin- 
dung zwischen Wiesbaden, Frankfurt und Darmstadt mehr bestehe. 

11. Erste Initiativen zum kirchlichen Neuaufbau 

1) Am 25. März 1945 wurde Darmstadt, am 28. März 1945 Wiesba- 
den und Gießen und am 29. März 1945 Frankfurt am Main von den 
Amerikanern besetzt. Bereits am 9. April 1945 kam es in Darmstadt bei 
dem Pfarrer der Martinsgemeinde Wilhelm Weinberger, dem späteren 
Propst in Gießen, zu einer Besprechung zwischen ihm und den Pfarrern 
Karl Grein und Rudolf Goethe. Hatten diese ninächst die Absicht, 
,,selbständigbb zu handeln, so entschlossen sie sich, den fiir Kirchenan- 
gelegenheiten zuständigen amerikanischen Major h i n  auhuchen,  
um ihm drei Fragen zu stellen: (1) Sind die NS-Gesetze auch im Raum 
der Kirche M l l i g ?  (2) Wird damit anerkannt, daß die Kirche keine 
Leitung mehr hat? (3) Hat die Kirche volle Handlungsfieiheit? Major 
h i n  bejahte die drei Fragen. Diese zielten im Grunde auf die BestZIti- 
gung der (damaligen) Annahme der Genannten ab, daß die Verfassung 
der Deutschen Evangelischen Kirche (DEK) vom 11. Juli 1933, die 
durch Staatsgesetz vom 14. Juli 1933 anerkannt worden war, ebenso 
wie die Verfassung der Evangelischen Landeskirche Nassau-Hessen 
vom 12. September 1933, mit dem Außerkrafttreten der staatlichen 
Gesetzgebung ihre Gültigkeit verloren haben, daß mithin die Evangeli- 
sche Landeskirche Nassau-Hessen nicht mehr existent sei. Jedoch 
wurde von den genannten Pfarrern ausdrücklich betont, daß es nicht in 
ihrer Absicht liege, sich nun von den Amerikanern ,,einen Auftrag er- 
teilen zu lassenbb. Für den Fall, daß die BK allein die Leitung der hessi- 
schen Kirche übernimmt, versicherten sich die Genannten bei Ober- 
kirchenrat Dr. Horre der Mitarbeit der bisherigen Kirchenverwaltung in 
DarmstadtIGroß-Zimmern. Auch Darmstadts Oberbürgermeister Lud- 
wig Metzger, engagiertes Mitglied der BK, riet ihnen, ,,die Dinge in die 
Hand zu nehmen". Diese Initiative der BK schloß aber nicht die Bereit- 
schaft aus, ,,die Verbindung mit weiteren Kreisen aufzunehmenbb. 
Schon arn 10. April 1945 trafen sich die Pfarrer Grein, Engel und 
Weinberger als Vertreter der BK mit Propst Dr. Friedrich Müller als 
Vertreter des ,,Kirchlichen Einigungswerkes", das ab 1939 auch ge- 
mäßigte Vertreter der BK und der Deutschen Christen zusammenflihren 
wollte, und mit Pfarrer Dr. Wilhelm Bergbr, dem Vorsitzenden des 
,,Evangelischen Bundes". Dr. Müller war außerdem von 1929- 1934 
Superintendent und von 1934 an (mit Unterbrechungen) Propst von 
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Starkenburg; er wahrte also im Kirchenregiment auch die Kontinuität 
zu der Zeit vor 1933. Nach hartem Ringen wurde dem Vorschlag von 
Dr. Berg& zugestimmt, für Hessen-Darmstadt ,,eine Vorlaufige Leitung 
unter dem Vorsitz von Dr. Müller zu bilden, der drei Mitglieder des 
Landesbruderrats sowie die Vorsitzenden der vier großen Verbände: 
Männerwerk, Ev. Bund, Gustav-Adolf-Verein und Innere Mission 
angehhn sollten". Nach Bedenkzeit stimmten die Vertreter der BK am 
13.4.1945 unter bestimmten Bedingungen dieser Vermittlungslösung 
zu, die am 16.4.1945 Major h i n  angezeigt wurde. Am 18.4.1945 trat 
die (nur aus Pfarrern bestehende) neue hessen-darmstadtische 
Kirchenregierung zu ihrer ersten Sitzung zusammen; sie bestand aus 
Propst Dr. Müller (Präsident), den Pfarrem Engel (Büttelborn), Goethe 
(RoBd01-f) und Grein (Arheilgen) als Vertreter der BK, dem 
Vorsitzenden des Ev. Bundes Dr. Berg& (Darmstadt), dem Vor- 
sitzenden des Gustav-Adolf-Vereins D. Wagner (Bensheim), dem Vor- 
sitzenden der Inneren Mission Pfk. Röhricht (Nieder-Ramstadt) und 
dem Vorsitzenden des Männerwerks Lic. zur Nieden (Offenbach/M.). 
Später traten noch die Pfarrer Guyot und Weinberger hinzu. 

2) In Wiesbaden hatte es die BK mit ,,hochrangigencc Vertretern des 
bisherigen Kirchenregiments und mit einem noch arbeitsmgen Lan- 
deskirchenamt zu tun. Hier hatte der bisherige Präsident des Landeskir- 
chenamtes der Landeskirche Nassau-Hessen Paul Kipper am 17. April 
1945 die genannten nassauischen (= Wiesbadener) Vertreter der BK- 
die Pfarrer V. Bernus, Hahn und Veidt- zu einer Besprechung in das 
Landeskirchenamt (= Wiesbadener Verwaltungsstelle) eingeladen, über 
deren Ergebnis Kipper die seitherige nassau-hessische Kirchenregie- 
rung (Präsident Dr. Theinert, Landesbischof Dietrich, OLKR Walther 
und Propst Peter) am 24.4.1945 unterrichtete. Man stimmte dort dem 
Antrag der BK zu, ihre genannten Vertreter ,,zu den Beratungen des 
Landeskirchenamts 7 ' 'ehen, wenn dieses Gremium durch Hin- 
zuziehung von Vertretern des ,Einigungswerksc auf eine breitere Basis 
gestellt wird". Selbst wenn man als Ziel dieser Formulierungen die 
Absicht der alten Kirchenbehörde unterstellt, eine Einbindung der BK 
in das bestehende System etwa nach dem Muster des ,,Kirchlichen 
Einigungswerkes" vorzunehmen, und wenn man hier eine Mitbeteili- 
gung der BK auf die Frage der Pfarrstellenbesetzung einschränken 
wollte: Zunächst nahm die alte Kirchenregierung also nicht wahr, daß 
die BK eine wie auch immer geartete Kooperation mit der bisherigen 
Leitung im Grunde ablehnte, auch wenn sie das bisher noch nicht so 
scharf formuliert hatte. Das iinderte sich aber bald! Von Seiten der BK 
wurde der Ton härter: Unter Hinweis auf den Widerstand der BK gegen 
den NS-Staat bestritt man der gegenwärtigen Kirchenbehörde, „im 
Namen der Kirche zu handeln"! Das Gesetz des Handelns ging immer 
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mehr auf die genannten BK-Pfarrer über. Die entscheidende, unterstüt- 
zende Motivation dazu ging allerdings vom Besuch einer Delegation 
aus Darmstadt am 14. Mai 1945, bestehend aus Dr. Müller, Grein, 
Goethe und Dr. Berg&, aus, die der Vorläufigen Leitung in Hessen an- 
gehörten. In der Besprechung mit Präsident Kipper erklärte Präsident 
Dr. Miiller der alten Kirchenregierung: ,Wir kommen nicht zum Ver- 
handeln, sondern um Ihnen mitzuteilen, daß wir gehandelt haben. Ihre 
Funktionen im Raum der Hessischen (!) Kirche sind erloschen". Der 
bisherige Landesbischof Lic. Dr. Dietrich erklärte, als die genannte 
Gruppe ihn anschließend besuchte, daß er sein Amt niederlegen werde. 
Bei dem Besuch am 14. Mai 1945 in Wiesbaden wurde übrigens auch 
die Bildung eines ,,Verbindungsausschusses" der W e r  selbständigen 
Landeskirchen von Hessen(-Darrnstadt), Nassau und Frankfurt (4 Hes- 
sen, 3 Nassauer, 2 Frankfurter) besprochen. Am 18. Mai 1945 flihrkn 
die BK-Pfarrer V. Bemus, Hahn und Veidt, jetzt verstärkt durch den 
fiüheren nassauischen Landesbischof D. August Kortheuer, Pf?. Lic. 
Dr. Hugo Grün und Regierungsrat Dr. Franz Leitz, das im Blick auf 
Nassau entscheidende Gespräch mit der bisherigen Kirchenregierung. 
Präsident Kipper, Landesbischof Dietrich und OLKR Walther erkl&ten 
ihren Rocktritt. Pfarrer V. Bemus teilte mit, ,,M der sechsköpfige 
Ausschuß sich als ,Vorläufige Leitung der Ev. Kirche in Nassau' be- 
zeichnet und seine Aufgaben als Treuhander bis zum Zusammentritt 
der Synode Air den nassauischen (!) Gebietsteil der Landeskirche 
durchfiihren will. Es handelt sich also um einen begrenzten Auffrag. 
F& die Aufgaben der Gesamtkirche Nassau-Hessen soll ein Verbin- 
dungsausschuß gebildet werden". Es bestand Einvernehmen darüber, 
daß der Zusammenschluß zur Landeskirche Nassau-Hessen von einer 
künftigen Synode ,,legitimiertbb werden müsse und daß baldigst die 
Frage zu klären sei, wer in der noch bestehenden nassau-hessischen 
Landeskirche die Kirchengewalt ausübe. 

3) Mit dieser Sitzung am 18. Mai 1945 ist das alte, durch die Namen 
von Dietrich und Kipper gekennzeichnete, Kirchenregiment fur das 
gesamte nassau-hessische Kirchengebiet faktisch erloschen, nachdem 
in Frankfurt am Main schon am 8. Mai 1945 eine Vorläufige Leitung 
gebildet worden war (s.u.). Die nunmehr im Amt befindlichen Vorläu- 
figen Leitungen wollten kirchenregimentliche Entscheidungen aus- 
drücklich nach kirchlichen Maßstiiben treffen. Da sorgte der Wies- 
badener Regieningspribident, der ehemalige Reichs-Rundhd-Kom- 
missar Hans Bredow, für Aufregung, der am 22. Mai 1945 per Erlaß 
den fiüheren nassauischen Landesbischof D. August Kortheuer ,bis auf 
weiteres mit der Leitung der kirchlichen Angelegenheiten im Bezirk 
der ehemaligen Landeskirchen in Nassau und Frankfurt am Main" be- 
auftragte. Nassau und Frankfurt gehörten damals zum Regierungsbezirk 
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111. Wann war eigentlich der genaue Geburtstag der 
EKHN? 

1) Am 30. September 1997 feierte die ,,Evangelische Kirche in Hes- 
sen und Nassau" (EKHN) offiziell ihren 50. Geburtstag. Anlaß dieses 
Gedenkens war der in der Burgkirche in Friedberaessen einstimmig 
gefaßte Beschluß des sogenannten ,,Friedberger Kirchentags" vom 30. 
September 1947: ,,Der Kirchentag der Evangelischen Kirche in Hessen, 
Nassau und Frankfurt bestätigt den Zusammenschluß der Evangeli- 
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schen Kirche im Gebiet der früheren Landeskirche Nassau-Hessen 
kirchlich und rechtlich. Die Kirche trägt den Namen: ,Evangelische 
Kirche in Hessen und Nassau'. Der Kirchentag tritt als verfassung- 
gebende Synode zusammen". 

2) Folgende Beobachtungen geben allerdings Anlaß zu Riickfiagen 
an diese Formulierung: 

a) In dem genannten Beschluß ist nicht ausdrücklich von einer 
,,Gründungbb, sondern (nur) von einer ,,Bestätigung'b die Rede. Die 
Friedberger Formel signalisiert eher Kontinuitiit als Neuanfang! Sie 
setzt offenbar das Bestehen der bisherigen Landeskirche Nassau-Hes- 
sen noch voraus! 

b) Am 30. September 1947 wurde zwar ein neuer Name für dieses 
Kirchengebilde beschlossen: ,,Evangelische Kirche in Hessen und Nas- 
saub'. Bis auf geringe Ausnahmen deckt sich aber deren Gebiet mit dem 
ihrer Vorgängerin, der früheren ,,Landeskirche Nassau-Hessenbb von 
1933! Was das Gebiet der EKHN anbelangt, so wäre in historischer 
Perspektive eher der 12. bzw. 15. September 1933 der eigentliche Ge- 
burtstag. 

C) Auch die neue Bezeichnung ,,Hessen und Nassau" weist auf eine 
komplizierte Entstehung dieses Kirchengebildes hin. Diese hängt zu- 
nächst mit den territorialen Entwicklungen im siidwestdeutschen Raum 
zusammen: Begriffe wie ,,Hessenbb und ,,NassauU haben im Laufe der 
Geschichte nicht immer dasselbe bezeichnet. So ist zum Beispiel ,fies- 
sen-Nassau" nicht identisch mit ,,Hessen und Nassau"! Die Bezeich- 
nung ,,Hessen-Nassau" entstammt der preußischen Verwaltungsgliede- 
rung nach 1866. Die preußische Provinz ,,Hessen-Nassaubb umfaßte die 
Regierungsbezirke Wiesbaden und Kassel, also das ehemalige Her- 
zogtum Nassau, die ehemalige Freie Stadt FrankfUrt am Main sowie 
das ehemalige Kurfbstentum Hessen(-Kassel), aber nicht das Großher- 
zogturn Hessen bzw. (nach 191 8) den Volksstaat Hessen. Die Bezeich- 
nung ,,Nassau-Hessen" meint das durch die Vereinigung der ehemals 
selbständigen Landeskirchen von Hessen(-Darmstadt), Nassau und 
Frankfurt am Main im Jahr 1933 geschaffene Kirchengebiet, das sich - 
wenn auch nicht vollständig - mit dem von den Nationalsozialisten 
unabhhgig von der allgemeinen Verwaltungsstruktur aufgebauten 
,,Gau Hessen-Nassau" deckt, der den preußischen Regierungsbezirk 
Wiesbaden und den Volksstaat Hessen, aber nicht den Regierungsbe- 
zirk Kassel umfaßt. 

d) Diese komplizierten Zuweisungen stehen aber auch für unter- 
schiedliche Kirchenstrukturen, religiöse Mentalitiiten und Frömmig- 
keitsformen, die sich auch im Kulturellen und Politischen niederge- 
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schlagen haben. Ohne die Geschichte der einzelnen KleinlandschaRen 
bleibt auch die Geschichte der EKHN letztlich unverständlich. Im Blick 
auf das heutige Territorium der EKHN kann man zum Beispiel auch 
Napoleon I. als ,,Kirchenvater" bezeichnen, steht doch sein Name für 
die Schaffung der größeren, das heutige Kirchengebiet der EKHN 
ausmachenden, territorialen Einheiten. Bis dahin bestanden zum Bei- 
spiel in Nassau und in Rheinhessen jeweils über 30 verschiedene ,-- 
deskirchen"! Auf der anderen Seite blieben auch nach der Annexion 
durch Preußen 1866 Nassau und Frankfurt am Main bis 1933 selbstän- 
dige Landeskirchen. 

3) Als früheste, allerdings dann kirchenpolitisch umstrittene ,,Ge- 
burtsurkunde" gilt im Blick auf das Territorium der EKHN die ,,Ver- 
fassung der Evangelischen Landeskirche Nassau-Hessenb' vom 12. 
September 1933. Ihr Vorspruch lautet: ,,Nach dem Rechte der Deut- 
schen Evangelischen Kirche in Verfassung und Bekenntnis verbinden 
sich die Evangelische Landeskirche in Hessen, die Evangelische Lan- 
deskirche Frankfurt am Main und die Evangelische Landeskirche in 
Nassau zu einer einigen Evangelischen Landeskirche Nassau-Hessen". 
Schöpfer dieser Verfassung, der ursprünglich auch Hessen-Kassel bei- 
treten sollte (Großhessische Kirche!), war ein ehemaliger Wiesbadener 
Landgerichtsrat und Kirchenvorsteher an der dortigen Marktkirche, der 
1933 Ministerialdirektor und Leiter der Kirchenabteilung im Preußi- 
schen Kultusministerium in Berlin wurde: August Jäger. Er ließ nick- 
sichtslos in der Evangelischen Kirche das Führerprinzip durchsetzen, 
scheiterte aber bei seinem Versuch, der oberste Jurist der Deutschen 
Evangelischen Kirche (DEK) zu werden. 1938 trat er aus der Kirche 
aus; 1949 wurde er als ehemaliger Regierungsvizepräsident von Posen 
von den Polen hingerichtet. Landesbischof der neu entstandenen 
,,Evangelischen Landeskirche Nassau-Hessenb' wurde Lic. Dr. Ernst 
Ludwig Dietrich, ein ursprünglich liberaler Theologe, der - ähnlich wie 
sein späterer Gegenspieler auf Seiten der ,,Bekennenden Kirche" Julius 
Rumpf - Pfarrer an der Wiesbadener Marktkirche war. 

4) Allerdings war die Idee einer Vereinigung kleinerer Kirchen zu 
jeweils größeren Gebilden - wie auch die Idee einer ,,Reichskircheb' - 
keine Schöpfung der Nationalsozialisten. In Nassau-Hessen hat die 
,,Glaubensbewegung (d.h. die Kirchenpartei) Deutsche Christen" @C) 
1933 a1tere Vorbilder aufgenommen und durchgesetzt, was dann nach 
dem 8. Mai 1945 zu der Frage führte, ob mit dem Zusammenbruch der 
nationalsozialistischen Herrschaft auch die Vereinigung der Kirchen 
von Hessen-Darmstadt, Nassau und Frankfurt am Main zur ,,Evangeli- 
schen Landeskirche Nassau-Hessenb' hin&llig sei. 
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IV. Das Jahr 1945: Weiterbestehen der Vereini un der 
Kirchen von Hessen-Darmstadt, Nassau und # ran %f urt 
am Main zur ,Evan elischen Landeskirche Nassau- 
Hessen" im Jahr 193 oder deren Zerfall und Neu- 
anfang? 

5 
1) Vor allem in den politisch zu Preußen gehörenden Landeskirchen 

in Nassau und Frankfurt am Main vollzog sich 1933 der Übergang von 
,,volkskirchlichen" zu ,,nationalkirchlichen" Strukturen stürmischer als 
in anderen Landeskirchen und auch in Hessen-Darmstadt. August Jäger 
wollte in seiner Heimatkirche schon jetzt Verhältnisse schaffen, die für 
die ganze zukünftige Reichskirche beispielhafi werden sollten. Deshalb 
betrieb er auch den Zusammenschluß von Hessen-Darmstadt, Nassau, 
Frankfurt und (zunächst auch) Hessen-Kassel zu einer großhessischen 
Kirche, was - wie gesagt - einem älteren, von 1926 an in der ,,Marbur- 
ger Konferenz" der Kirchenleitungen der beiden Hessen, Nassaus, 
Frankfurts und Waldecks entwickelten Plan entsprach. Jäger entwarf 
für die neue Landeskirche eine Verfassung, die er als Muster für alle 
Landeskirchen verstand und deren leitende Vorstellungen sich auf die 
Begriffe ,,EinheitG' und ,,Führungu konzentrierten. So war innerhalb von 
Nassau-Hessen vor allem der autoritäre Führungsstil des neuen Lan- 
desbischofs Dietrich ein wichtiger Auslöser der dann ,,Kirchenkampf' 
genannten Auseinandersetzungen zwischen Kirche und Nationalsozia- 
lismus. Daß später von Seiten der BK hier vor allem theologische 
Differenzen zu den Deutschen Christen in den Vordergrund gestellt 
wurden, sei erwähnt. Allerdings ist das hier von der BK entworfene 
Kampfbild von den ,,Deutschen Christen" als einer Spielart der neu- 
heidnischen und völkischen ,,Deutschen Glaubensbewegung" doch zu 
eng, übersieht es doch zum Beispiel die aus dem (liberalen) Neupro- 
testantismus und der Volksmission den Deutschen Christen zugeflosse- 
nen Impulse! Im nassau-hessischen Kirchenkampf waren Fragen der 
Disziplin mindestens genauso wichtig wie solche der Theologie! Und 
das ist nicht einfach Vergangenheit! Wie wir noch sehen werden, be- 
ruht das die EKHN bis heute begleitende und auch kirchenordnungs- 
mäßig institutionalisierte Mißtrauen gegenüber der Kirchenleitung und 
der Kirchenverwaltung vor allem auf ,,Erlebnisbildern", die mit den 
Namen von Dietrich und dem Leiter der Landeskirchenkanzlei Paul 
Kipper verbunden wurden. Und beider Namen stehen wesentlich für 
die Durchsetning des ,,Führerprinzips6' in der Kirche! Demgegenüber 
versuchte seit 1934 der ,,Landesbruderrat" als Leitungsorgan der auch 
in Nassau-Hessen gebildeten ,,Bekennenden Kirche" (BK), sich als 
rechtmäßige Kirchenleitung durchzusetzen, was dann zu Konflikten 
W e ,  die quer durch die Gemeinden gingen. Verschiedene Vermitt- 
lungs- und Befiiedungsversuche scheiterten auch an der Unnachgiebig- 
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keit der BK. Nach dem Rücktritt des 1935 als Vermittlungsorgan ge- 
bildeten sogenannten ,,Landeskirchenausschusses" unter der Leitung 
von Oberkirchenrat Rudolf Zentgraf am 28.7.1937 wurden die Ge- 
schäfte der Landeskirche praktisch durch den Präsidenten der Landes- 
kirchenkanzlei Paul Kipper wahrgenommen. 

2) Welche Auswirkungen hatte nun das Ende der nationalsozialisti- 
schen Herrschaft auf die 1933 gebildete ,,Evangelische Landeskirche 
Nassau-Hessen"? In Darmstadt, Wiesbaden und Frankfurt am Main 
bildeten sich, wie wir gesehen haben, ,,Vorläufige Leitungen", die sich 
aus Mitgliedern der Bekennenden Kirche und Vertretern der kirchli- 
chen Werke und Verbände sowie (in Hessen-Darmstadt und in Nassau) 
des ,,Kirchlichen Einigungswerkes", das 1939 gebildet wurde und dem 
auch gemäßigte Angehörige der Bekennenden Kirche und der Deut- 
schen Christen angehörten, zusammensetzten. Ein ,,Verbindungsaus- 
schuß" unter Leitung des Präsidenten der Vorläufigen Kirchenregie- 
rung in Hessen (- Darmstadt) Dr. Friedrich Müller leistete wichtige 
Koordinierungsarbeit. Allerdings herrschten in den drei historisch ge- 
wachsenen kirchlichen Teilgebieten unterschiedliche Auffassungen 
über das weitere Vorgehen. 

a) In Hessen-Darmstadt war man nach Kriegsende auch in Niren- 
den Kreisen der Bekennenden Kirche zunächst der Auffassung, daß die 
Landeskirche Nassau-Hessen aufgrund ihrer Verflechtung mit der Ge- 
setzgebung und der Verwaltungspraxis des NS-Staates rechtlich mit 
dem 8. Mai 1945 nicht mehr existent sei. Man ging deshalb von dem 
Wiederaufleben der alten hessen-darmstädtischen Kirche mit ihrer 
Verfassung von 1922 aus und übte die volle kirchenregimentliche Ge- 
walt für ihr Gebiet selbständig aus. Man ließ zum Beispiel das Super- 
intendentenamt wieder aufleben: Kar1 Knodt [Gießen] fiir Oberhessen, 
Dr. Wilhelm Bergdr tur Starkenburg (in Vertretung des Superinten- 
denten Dr. Müller, der jetzt den Vorsitz der Vorläufigen Kirchenleitung 
innehatte) und Reinhard Becker fiir Rheinhessen. Als Ziel sah man in 
Darmstadt die Wahl einer Synode in jeder der fiüheren Teilkirchen an, 
die dann erneut über den Zusamrnenschluß zu einer hessen-nassaui- 
schen Kirche beschließen müßten. 

b) In Nassau dagegen, wo der Einfluß der BK stärker war, war die 
Vorläufige Leitung - allerdings nicht einstimmig - eher der Auffassung, 
daß die Landeskirche Nassau-Hessen noch fortbestehe und daß jede der 
Vorläufigen Leitungen fiir die gesamte, das heißt noch weiterbe- 
stehende Landeskirche handele. Man bestritt zwar grundsätzlich die 
Legitimität der bisherigen nassau-hessischen Kirchenbehörde aus 
kirchlich-theologischen und auch aus politischen Gründen; andererseits 
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war man aber bereit, deren Verwaltungshandeln nachträglich zu tole- 
rieren. 

C) In der Folgezeit sah die BK - nach meiner Auffassung vor allem 
auch aus kirchenpolitischen und aus taktischen Gründen - die Fortdauer 
der Landeskirche Nassau-Hessen trotz deren illegitimen Zustande- 
kommens 1933 als gegeben an! So beschloß im April 1946 die ,-- 
desbekenntnissynodebL der BK: ,,Die Synode bejaht die rechtliche 
Existenz der Landeskirche Nassau-Hessen, wie sie in Fortsetzung der 
vor 1933 gemhrten Vereinigungsverhandlungen durch allseitig iiberein- 
stimmende Übung seit 1933 sowie durch das Handeln der BK (Aus- 
übung des Kirchenregiments für den gesamten Bereich der Landes- 
kirche durch Synode und Landesbruderrat) begründet, vom Staat (im 
Rahmen seiner Zuständigkeit) durch die Verleihung der Rechte einer 
Körperschaft des Gffentlichen Rechts anerkannt, durch die Maßnahmen 
der kirchlichen Verwaltung fortgesetzt und durch die Einsetzung des 
Verbindungsausschusses erneut in Erscheinung getreten ist. Die frühe- 
ren Landeskirchen Nassau, Hessen und Frankfurt haben damit ihre 
rechtliche Existenz verloren". In Hessen-Darmstadt waren, wie er- 
wähnt, zunächst auch die der BK angehörenden Mitglieder der Vorläu- 
figen Kirchenregiemg anderer Auffassung; sie schwenkten aber am 
10.5.1946 auf die Linie des soeben zitierten Beschlusses der Landesbe- 
kenntnissynode der BK ein: ,,Wir haben uns davon Oberzeugt, daß die 
Landeskirche Nassau-Hessen wirklich existent ist. Diese übeneugung 
gründet sich nicht nur auf eine veriinderte juristische Auffassung, son- 
dern auch und besonders auf den starken Eindruck der geistigen Exis- 
tenz dieser Landeskirche, wie er jetzt wieder bei den Verhandlungen 
der nassau-hessischen Bekenntnissynode in Erscheinung getreten ist. 
Daraus ergibt sich für uns die Notwendigkeit der unmittelbaren Wahl 
einer gemeinsamen (!) verfassunggebenden Landessynode". Es setzte 
sich also die Auffassung des Landesbruderrats der BK Nassau-Hessen 
auch in Hessen-Darmstadt bei den der BK angehörenden Mitgliedern 
der Vorläufigen hessendarmstädtischen Kirchenregiemg durch, daß 
die Einheit der Landeskirche Nassau-Hessen noch gegeben sei. Zur 
Begründung verwies man auf sehr unterschiedliche, theologische, kir- 
chenpolitische und juristische Argumente miteinander verbindende 
Aspekte wie zum Beispiel auf das faktische zwölfjährige Bestehen der 
Landeskirche Nassau-Hessen, auf die kirchenleitende Tätigkeit der BK 
und auf die Ausiibung des offiziellen, wenn auch illegitimen Kirchen- 
regiments durch die Deutschen Christen hin. Ich vermute allerdings, 
daß neben rechtlichen und theologischen Argumenten, neben be- 
stimmten ,,Erlebnisbildern" und emotionalen Faktoren wie gemein- 
sames Kampfen und Leiden auch kirchenpolitische und taktische Er- 
wagungen dabei eine wichtige Rolle gespielt haben! Das Ziel der BK 
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kirchenpolitischen Option die Frage, ob es so etwas wie eine beson- 
dere, von der BK gestaltete ,,EKHN-Theologie" gibt. Freilich wurde 
das Argument der ,,letzten Chance" in BK-Kreisen wohl öfters ge- 
braucht, auch um Machtansprüche durchzusetzen. Ein Beispiel dafiir ist 
Lic. Otto Fricke, der in der Landesbruderratssitning Nassau-Hessen am 
4.10.1945 beantragte? ,,Bruder Niem6ller die geistliche Führung der 

s 
1 

nassau-hessischen Kvche anzubieten". Bei der Begrbdung spielte i 
folgendes Argument eine entscheidende Rolle: ,,Es ginge nicht an, daß Y 

Niem6ller nach achtjahriger Hafi von keinem deutschen Kirchengebiet 
beden würde"! Nassau-Hessen bot fiir Fricke dazu die letzte Chance! 

2) Die Frage nach einer besonderen ,,EKHN-Theologie" ist nicht 
einfach zu beantworten. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daJ3 der 
gröste Teil der Pfarrer der werdenden EKHN noch vor 1933 studiert 
hat. Von der hessen-darmstädtischen Landesuniversität Gießen und 
auch von Marburg her lassen sich Elemente einer eher liberal-vob 
kirchlich geprägten Theologie feststellen, ohne jedoch damit von einer 
dezidiert ,,hessischen" Theologie sprechen zu k-en. Nassau bzw. 
Frankfurt hatten keine eigene theologische Fakultät. Eine gewisse aus- 
gleichende Funktion besaßen die sogenamten Predigerseminare in 
Herborn und FriedbergkIessen als nachuniversitäre Ausbildungsstätten 
mit dem Ziel einer ,,Einweisung" ins Pfarramt. Beide Seminare wurden 
von der BK beargwöhnt; man versuchte, in Frankfixt am Main ein ei- 
genes BK-Predigerseminar einzurichten. In der späteren EKHN sollten, 
wenigstens in der Theorie, die propsteiübereeifenden sogenannt& 
. ,Pfmtze i ten" .  die die Prö~ste d u r c m n .  wohl auch der 
~chaf3i.m~ einer ,,Fk~~-~dentität6' dienen. 

3) Bei dien auch historisch gewachsenen Unterschieden in Theolo- I 
gie, FrOmmigkeit und Kirchlichkeit lassen sich aber im Blick auf 4 
Hessen, Nassau und Ftanitfurt für die Zeit nach 1918 auch manche d 

Y 

Gemehamkeiten feststellen, die zuniichst eher im ,JUbatkhen" 
be-det waren. Der mit dem Krisen-tsein nach dem Ersten 
Weltkrieg eng verbundene theologische Aufbruch im Zeichen der so- 
genannten ,,Dialektischen Theologie" bedeutete eine entschiedene Ab- 
kehr von den Traditionen der Au&iärung und des liberalen Kultuqm- 
testmtknus der Vorkriegszeit. Die ,,antiliberale'' Zeitstimmung nach 
dem Ersten Weltkrieg wird heute eher an untereinander so verschiede- 

1 
nen literarisch-ideologischen Repräsentanten autoritar-konservativer, 
rommtischelitarer oder deutsch-völkischer Opposition gegen das 
,,Weimarer System" wie Carl Schmitt, Ernst Jünger, Oswald Spengler, 

k 
WiIheIm Stapel, Arthur Moeller van den Bruck, Friedrich Gogarten und 
Emmuel Hirsch festgemacht. DarUber darf aber zumindest im Blick auf 
die Theologie eine gleichzeitige, vor allem auch ,,sozialistische" 
Elemente in sich aufhehmende, theologische Zeitbestimmung nicht 

MOHG NF 87 (2002) 







präsident D. Karl Herbert 1992 ,,als eine der modernsten Ordnungen 
ihrer Art und beispielhaft geprägt durch die Vorstellungen der Be- 
kennenden Kirche". Die ,,Bewahrung des Erbes des Kirchenkampfes" 
war vor allem im Blick auf kirchliche Gestaltungsfiagen lange Zeit in 
der EKHN fast ein ,,Dogmab'! 

2) Der damaligen kirchenpolitischen Situation gemäß entstammten 
wichtige Elemente der Kirchenordnung der EKHN von 1949 einem 
Entwurf der ,,Bekenntnissynode Nassau-Hessen" vom 12.7.1946, der 
versuchte, überkommene volkskirchliche Strukturen im Sinne ,,Be- 
kennender Gemeinden" und ,,bruderrätlicher Leitung" zu überformen 
bzw. im Sinne dieses Gemeindeideals zu gestalten. ,,Weg von einem 
statuarisch verstandenen Bekenntnis, hin zu der Aufgabe des jeweils 
neuen Bekennens des überlieferten Bekenntnisses" - so formulierte es 
dann sinngemäß der Grundartikel der neuen Kirchenordnung. Die 
,,Theologische Erklänuig von Barmen" aus dem Jahr 1934 wurde als 
eine solche exemplarische Situation auf diesem Weg eines immer 
neuen Bekennens verstanden und in die Grundordnung aufgenommen. 
Neben solchen eher geschichtstheologischen und dogmatischen Erwä- 
gungen standen hier aber auch handfeste kirchenpolitische Gründe: 
Man wollte die EKHN trotz der Verschiedenheit der aus der Geschichte 
überkommenen und in den Gemeinden noch geltenden Bekenntnisse 
unbedingt als ,,Kircheb' verstehen und nicht als ,,Kirchenbund" oder als 
einen ,,Bund bekenntnisbestimmter Gemeinden". Das waren 
Zielformeln, die dem bruderrätlichen Flügel der BK zuwider waren! 

3) In seinem posthum (1997) erschienen Buch ,,Durch Höhen und 
Tiefen. Eine Geschichte der EKHN" hat Karl Herbert (1907-1995) ein 
weiteres Kennzeichen des Kirchenkampferbes herausgestellt: Das 
Mißtrauen gegenüber Machtgebrauch auch in der Kirche. So sah Her- 
bert, wenn auch etwas zögerlich, gegen Ende seines Lebens das auto- 
ritäre Vorgehen des jungen DC-Landesbischofs Lic. Dr. Dietrich gegen 
bisherige Fiihningseliten wenigstens als eine wichtige Mitursache für 
die Entstehung und (vor allem) Ausbreitung der BK in Nassau-Hessen 
an. Herbert betonte jetzt, daß es Dietrich ,,nicht so sehr um inhaltliche 
Veränderung der Verkündigung der Kirche" ging, sondern um die 
Durchsetning des Fiihrerprinzips, das allerdings auch späteren Reprä- 
sentanten der BK zumindest 1933 nicht h m d  war. Herberts Überzeu- 
gung lautet: ,,Der Gedanke an Macht durfte nicht aufkommen!" Dies ist 
für Herbert eine wichtige Maxime auch für die kirchliche Gestaltung 
nach 1945. ,,Macht6' ist für protestantisches Ethos offenbar problema- 
tisch, auch wenn man sie - ebenso wie in der BK - selbst kriiflig ge- 
brauchte. Damm gilt als eine wichtige ,,Erfahrung des Kirchen- 
kampfes'' das Mißtrauen. Es ist schon ein wichtiges Grundprinzip der 
KO der EKHN, die Erkenntnis in Kirchenordnungsrecht umzusetzen, 
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daß ,,der Feind" nicht nur draußen steht, sondern auch in der Kirche 
selbst. Um sich dieses ,,inneren Feindes" zu erwehren, muß kirchliche 
Gestaltung auf allen Ebenen durch Kontrollen bestimmt sein. Diese 
Kontrollen werden aber nicht an bestimmten Personen festgemacht, 
sondern Gremien übertragen, die wiederum von Gremien kontrolliert 
werden, mögen diese auch noch so unübersichtlich und fluktuierend 
und in ihrer Zusammensetzung auch Zuallen überlassen sein. Dahinter 
steht letztlich das ,,Bruderrats-Prinzip" als eine Art von ,,Anti-Führer- 
Prinzip", verbunden mit dem Glauben, daß Gremien weniger versuch- 
lich sind als ein Einzelner. 

4) Ein weiteres, auf Erfahrungen aus dem Kirchenkampf zurückge- 
führtes Stnikturprinzip der EKHN ist die ausdrücklich gewollte schwa- 
che Stellung der Kirchenverwaltung. Ein mit eigenen Kompetenzen 
ausgestattetes ,,Landeskirchenamt" gilt als exemplarischer ,,Feind im 
Innem der Kirche". Als Beweis wurde hier immer wieder der Name 
Paul Kippers genannt! Für die KO von 1949 müssen daher alle Funk- 
tionen der Kirchenverwaltung von der ,,KirchenleitungU abgeleitet 
werden: Die Kirchenverwaltung ist (lediglich) deren ,,helfendes und 
ausführendes Organbb; die Inhaberin ihrer Befugnisse ist die Kirchen- 
leitung. Gleichzeitig muß aber die Kirchenleitung ihre Befugnisse wie- 
derum von der Kirchensynode als dem (tatsächlichen oder behaupteten) 
,,obersten Organ" herleiten. 

5) Ein zentrales Kennzeichen der kirchenpolitischen Vorstellungen 
der nassau-hessischen BK ist das auch aus dem Mißtrauen gegen die 
Amtsführung des m e r e n  Landesbischofs und des Präsidenten der 
Kirchenkanzlei abgeleitete ,,Leitende Geistliche Amtbb (LGA) als Ver- 
such, ,,die Funktion geistlicher Leitung, also bischöfliche Aufgaben, 
durch ein in Gemeinschaft handelndes Gremium wahrzunehmen" (Karl 
Herbert). Dieses ,,bruderrätliche Bischofsamt" besitzt zwar nach der 
KO der EKHN keine rechtlichen Exekutivbefugnisse. In der Praxis 
jedoch kann eine extensive Auslegung des dem LGA ,,in geistlichen 
Fragen und personellen Angelegenheiten der Pfarrer'" zustehenden ,,Be- 
ratungsrechtes" leicht über die ursprüngliche, Macht begrenzende 
Intention dieses Gremiums hinausgehen und ebenfalls einer dann ano- 
nymen Machtausübung dienen. Die ,,BeratungsergebnisseU des LGA 
sind eben nicht rechtlich nachprüfbar, auch wenn sie für Kirchenlei- 
tungsentscheidungen entscheidend sein können. 

Die Herkunft des so in der gesamten Evangelischen Kirche 
Deutschlands singuliiren LGA ist umstritten. Erstmals taucht der Be- 
griff in einem Vortrag Karl Herberts am 15.4.1948 im Verfassungs- 
ausschuß auf. Nach Aktenlage kann Herbert als ,,Vater" des LGA gel- 
ten. Dies hat er aber ausdrücklich in einem Brief an mich vom 

MOHG NF 87 (2002) 



18.2.1992 bestritten und behauptet: ,,Es ist anzunehmen, da8 Konzep- 
tion wie Bezeichnung auf Niemöllers Initiative zurückgehenbb. Ist dies 
lediglich eine spätere Interpretation, die Niemöller den Vortritt lassen 
will? Oder verdankt sich die Einrichtung des LGA bewußt einer 
längerfristigen Strategie der Herrschaflsausübung und -sicherung? Oder 
ist es eher ein Zufallsprodukt, da ,,bruderrätliche" Strukturen im BK- 
Milieu damals f7innlich in der Luft lagen und die Niemöller (oder Her- 
bert) aufgegriffen hätten, zunächst allerdings, ohne hier ein besonderes, 
permanent tagendes Gremium im Blick zu haben? Wurde diese dann 
zunächst eher zufillige Entwicklung vor allem dadurch bedeutsam, da8 
Niemöller für sich die Übernahme des Bischofsamtes und -titels ab- 
lehnte und dieses Amt dann auf ein bruderrätlich konzipiertes Gremium 
übertragen wurde, dessen Vorsitzender der Kirchenpräsident ist? Ist 
Herbert im Blick auf das LGA eher der ,,Fachpromotorbb, Niemöller der 
,,Machtpromotor" (so Scholz-Curtius)? Martin Niemöller selbst hat 
offenbar hier eine Entwicklung durchgemacht: Er war an den Bera- 
tungen des Verfassungsentwurfs der BK von 1946 beteiligt, der noch 
ein Bischofsamt vorsah. Ist Niemöllers Meinungsänderung eher von 
Zufillen oder von situativen oder von strategischen Entscheidungen 
abhängig? Ich muß es offen lassen! War das LGA als ,$essen-nassaui- 
sches Propriumbb ursprünglich eher ,!geistlich" ausgerichtet, so kam es 
später in manchen Fällen auch zu einer Konkurrenz mit der Kirchen- 
leitung. De jure hat das LGA bis heute eine geringe, de facto aber eine 
große, vor allem durch eine hohe Komrnunikationsdichte und durch 
persönliche Bekanntschaft untereinander noch verstärkte Macht. In die 
Richtung einer Sonderstellung weist heute zum Beispiel auch die Be- 
rufung auf die von den Pröpsten wahrzunehmenden Visitationsauf- 
gaben. 

6) Insgesamt ist festzustellen: Stellten in der Gründungszeit der 
EKHN gemeinsame Kirchenkampferfahrungen auch das Band zwi- 
schen den verschiedenen Gremien (Synode, Kirchenleitung, LGA, Kir- 
chenverwaltung) her, so ergaben sich später hier auch ,,Reibungsver- 
luste"; die Frage nach der jeweiligen Verantwortlichkeit wird ange- 
sichts solcher Gremienentscheidungen schwieriger zu beantworten. 
Hinzu kommt, daß die EKHN faktisch keine Gewaltenteilung kennt; 
alles ist miteinander verschränkt. Theoretisch könnte sogar die Kir- 
chensynode die Kirche leiten und verwalten! In der Praxis sind nicht 
selten Konfusionen und Doppelzustihdigkeiten anzutreffen. 

7) Die Vergabe von Leitungsämtern vor allem theologischer Natur 
auf Zeit gehört ebenfalls zu den hessen-nassauischen Besonderheiten. 
Auch hier spielt das erwähnte Mißtrauen eine wichtige Rolle. Als 
Zähmung gedacht entpuppte sich dieses .Verfahren jedoch faktisch als 
Machtzuwachs der auf Lebenszeit angestellten nichttheologischen 
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Arntsträger. Die ,,geistliche Komponente" von Kirchenleitung und - 
verwaltung wurde wohl überschätzt! 

8) Auf der anderen Seite spielten in der Gründungsphase der EKHN 
Probleme noch keine Rolle, die heute viel Zeit und Kraft zu ihrer Lö- 
sung beanspruchen! Zunächst sei der sich ausweitende Partizipations- 
anspruch von Gremien mit einer Steigerung der Zahl der Sitzungen 
usw. erwähnt. Sollte die als ,,Demokratisierungbb verstandene ,,Synods- 
lisierung" ursprünglich mehr Transparenz in der Kirche ermoglichen, 
so hat sie inzwischen ein Geflecht von Zuständigkeiten geschaffen, 
wodurch auch der stets bekundete Wille, amtlich verordnete Macht zu 
kontrollieren und zu relativieren, bei manchen Kontrolleuren in Gefahr 
gerät, in einen eigenen Willen zur Macht umzuschlagen. Weiter hat 
sich seit den 7oer Jahren die synodale Praxis auch in der EKHN eher 
am Modell des Parlaments orientiert und das vom Kirchenkampf her 
favorisierte Modell einer ,,Versammlung der Brüderbb zurücktreten 
lassen, wofür nicht nur das Aufireten von ,,Richtungsgruppenbb 
(Kirchenparteien?) in Synoden ein Indikator ist. Geht das Pfarrerbild 
der Kirchenordnung eher vom ,,GeneralistenU aus, so verstärken Son- 
der- und Funktionspfmämter oder individuelle ,,Schwerpunkt- 
setzungenbb eher den Hang zum ,,Spezialistenbb bzw. zur ,,Hobbysie- 
rung" des Pfarramts. Dem entspricht auch ein Funktionsschwund kir- 
chenleitender Organe, deren Funktionen zuweilen von Ämtern, Kam- 
mem, Arbeitsstellen, Beratungsstellen und Aktionsgruppen übemom- 
men werden, was durch die Unterscheidung zwischen ,,Dienstaufsicht" 
und ,,FachaufsichtU leicht verdeckt wird. 

9) Bei allem Reden vom ,,Erbe des Kirchenkampfes" als wichtiges 
Movens fur die Gestaltung der KO der EKHN von 1949 wird M g  
übersehen, daß diese auch wichtige Elemente aus den Vorgängerord- 
nungen übernommen hat, die wiederum auch Anleihen bei der staatli- 
chen Verfassungsgestaltung nach 1918 gemacht haben. Auch weist 
Hessen-Nassau 1949 zum Beispiel über Hessen 1922 auf Hessen 1874 
nirück, gerade auch im Blick auf den zentralen Grundsatz, daß das 
Bekenntnis bei der Gemeinde ruht und von der Gesamtkirche nicht 
angetastet werden darf. Freilich: Die BK war dem 18. und 19. Jahrhun- 
dert nicht wohlgesonnen. Vor allem im Grundartikel der KO der EKHN 
von 1949 griff man direkt auf die Alte Kirche und die Reformation 
zurück. Dies b g t  auch mit der an der Aufklaning und am 
Liberalismus festgemachten Vorstellung einer Verfallsgeschichte zu- 
sammen, derzufolge die Entwicklung nach 1555 letztlich negativ be- 
wertet wird. Vor allem das von Rationalismus, Eudämonismus und 
Homo-Mensura-Regel bestimmte Gedankengut der Aufklaning habe - 
neben dem Völkischen - 1945 zur Katastrophe geführt. Deshalb müsse 
die Gestaltung der Kirche im Grunde neu beginnen. Auch dort, wo man 
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Norm kirchlicher Gestaltung werden. Gerade eine Kirche, die offen 
sein will für heutige Herausforderungen, bedarf im Interesse von Iden- 
tität und Verbindlichkeit auch der gemeinsamen Anstrengung einer 
kontinuierlichen Erinnerung an ihre Vergangenheit. Offenheit ist kei- 
neswegs gleichbedeutend mit Beliebigkeit und Indifferenz gegenüber 
der eigenen Geschichte und Nivellierung von Traditionsbesthden. Im 
Gegenteil: Je mehr die Kirche sich öffnet, desto notwendiger ist sie auf 
die Abstützung durch konsensfähige Traditionsbildungsprozesse ange- 
wiesen. Dies gilt gerade auch im Blick auf die in der EKHN zur Zeit 
anstehenden Versuche, die Kirchenordnung von 1949 einer grund- 
legenden Revision zu untenziehen. Das Reden von einem ,,radikalen 
Neubaucc d.iirfte ein Mythos sein: Damals wie Heute! 

Daß vor allem in Oberhessen der Zusammenhang von Bekennender 
Kirche und Volkskirche nach 1945 gewahrt blieb, das ist in der An- 
fangszeit der EKHN - neben Propst bzw. Superintendent Karl Knodt 
(Gießen) - vor allem dem Lardenbacher Pfmrssohn Wilhelm Wein- 
berger (1 899-1963) zu verdanken, der von 1950- 1963 das Propstamt 
für den Visitationsbezirk Oberhessen innehatte. Weinberger war ein 
typisch hessen-darmstädtischer Vertreter der BK, radikalem preußi- 
schen Gehabe, das öfters den ,,bruderrätlichen Flügel" der BK be- 
herrschte (vgl. Nassau, Frankfurt am Main), abhold. ,,Als Kind des 
Vogelsbergs war er als ,Propst für Oberhessen' am richtigen Platz. Er 
liebte die Menschen seiner Heimat, ihre Mundart, ihre treffsichere 
Ausdrucksweise. Seine unziihligen Gerneindebesuche, die Visitationen 
und Kirchenvorstandssitningen, die Gespräche mit Amtsbrüdern, die 
Besuche in Pfarrhiiusern waren seine Fundgrube; und was er erlebt 
hatte, &te er bei kirchlichen Festen, P f h u e n -  und ndmrrüst- 
zeiten, den Tagungen des KWrbundes, in Pfarrkonferenzen ... Und 
wie u n n a c M c h  er erzählen konnte!"- so schildert ihn mit Recht 
einer seiner Nachfolger, Propst Helmut Grün (Vgl.: Un alleweil enom 
Oberhessische Aussprüche und Begebenheiten, erzählt von Wilhelm 
Weinberger, hg. von Helmut Grün und Helmut Weinberger mit Illu- 
strationen von Karl Zöllner. Ulrichsteiner Bücherei Bd. 40, Ulrichstein 
1988, S. 6). Eine der letzten Amtshandlungen von Wilhelm Weinberger 
war 1963 meine Einf?ihrung in die Ev. Petmsgemeinde in Gießen. 

MOHG NF 87 (2002) 



Zusammenfassung 

Der Vortrag stellt wichtige Etappen der komplexen Vorgeschichte 
und der Frühzeit der heutigen ,,Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau" dar. Insbesondere werden die Entstehung der ,,Vorläufigen 
Leitungen" in Hessen-Darmstadt, Nassau und Frankfurt am Main im 
April und Mai 1945, die ,,Bestätigung4' des erstmals 1933 erfolgten 
Zus8mmenschlusses der genannten ehemals selbständigen Landeskir- 
chen zur ,,Evangelischen Landeskirche Nassau-Hessen" durch den 
,,Friedberger Kirchentag" vom 30.9.1947 und die Entstehung der ,,Kir- 
chenordnung der EKHN" von 1949 untersucht. Ein besonderes Inter- 
esse gilt dabei den kirchenpolitischen Aktivitäten der ,,Bekennenden 
Kirche", deren Exponent in Hessen und Nassau Martin Niemöller 
wurde und der mit der Kirchenordnung der EKHN von 1949 so etwas 
wie ein Modell für eine zumindest der Bekennenden Kirche angemes- 
sene Ordnung schaffen wollte. Eine kritische Überprüfung dieses An- 
spruchs zeigt allerdings, wie diese Ordnung nicht nur auf theologischen 
Grundentscheidungen, sondem auch auf bestimmten ,,Erlebnisbildem" 
aufruht, die letztlich nicht auf Dauer gestellt werden können, genauso 
wenig wie Erfahrungen, die in einer bestimmten Drucksituation in 
kleinen Kreisen gemacht wurden, auf die ,,Volkskirche" übertragen 
werden können. Allerdings bedarf eine Kirche, die offen sein will fiir 
heutige Herausforderungen, im Interesse von Identiat und Verbind- 
lichkeit der kontinuierlichen Erinnerung an ihre Geschichte, ist doch 
Offenheit keineswegs gleichbedeutend mit Beliebigkeit und Nivellie- 
rung von Traditionsbeständen. 

Der Vortrag ist in folgende Abschnitte gegliedert: Momentaufnah- 
men aus der ,,Stunde Null" -Erste Initiativen zum kirchlichen Neuauf- 
bau - Wann war eigentlich der genaue Geburtstag der EKHN? - Das 
Jahr 1945: Weiterbestehen der Vereinigung der Evangelischen Kirchen 
von Hessen-Darmstadt, Nassau und Frankfurt am Main zur ,,Evangeli- 
schen Landeskirche Nassau-Hessen" im Jahr 1933 oder deren Zerfall 
und Neuanfang? - Gibt es eine besondere ,,EMIN-Theologie" als Be- 
gründung fiir einen hessen-nassauischen ,,Sonderweg"? - Die Kirchen- 
ordnung der EKHN von 1949: Ein Weg in die Zukunft oder Kirchen- 
kampfiomantik? - Ein kurzer Ausblick. 

Zu meiner Person: Kar1 Dienst, geb. 1930, Pfarrer in Wiesbaden 
(1957159) und Gießen (1 959-1970: Markusgemeinde, Petrusgemeinde), 
1970-1994 Oberldrchenrat der Ev. Kirche in Hessen und Nassau 
(Darmstadt) fiir Bildungsfiagen. Langjähriges Mitglied der Synode der 
Ev. Kirche in Deutschland und Vorsitzender ihres Theologischen Aus- 
schusses. 1955 Promotion zum Dr. theol. (Mainz). 1982 Honorarpro- 
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fessor an der Staatlichen Hochschule für Musik und Darstellende Kunst 
in Frankfurt am Main für Systematische Theologie, Liturgik und Hym- 
nologie, dazu 1983 Honorarprofessor flir Historische und Prdctkhe 
Theologie an der J. W. Goethe- Universität in Frankfurt und an der TU 
Darmstadt. Zahlreiche VerOfkatlichungm vor allem auf dem Gebiet 
der FVaktkhen und Historischen Theologie sowie der Religionspäck- 
gogik und der Territorialkircbengeschichte. Direktor des Demxhen 
Instituts für Bildung und Wissen (Paderbom). Ehrenmitgiied der Hwi- 
schen Kircheqgeschichtlichen Vereinigung, Mitglied der Hhrischen 
Kommission für Hessen-Damstadt und fZir Nassau. Verheiratet; vier 
Kinder. 
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